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 Amtsblatt der Stadt Gelsenkirchen 

 
 

 
 
 
 
 
 

Haushaltssatzung 
der Stadt Gelsenkirchen für das Haushaltsjahr 2019 

vom 08.04.2019 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Stadt Gelsenkirchen mit Beschluss vom 13.12.2018 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Ergebnisplan und Finanzplan 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt Gelsenkirchen voraussichtlich anfallenden 
Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungs-
ermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf  1.094.207.702 EUR  
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  1.092.644.856 EUR  
 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf  1.049.315.696 EUR  
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf  1.014.222.787 EUR  
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit auf  138.219.066 EUR  
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit auf  157.096.066 EUR  
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kreditermächtigungen für Investitionen 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 
 16.607.405 EUR  
festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird 
auf  
 30.955.500 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Ausgleichsrücklage und allgemeine Rücklage 
 

Der Ergebnisplan weist einen positiven Saldo in Höhe von 1.562.847 EUR auf. Um diesen Betrag wird die allgemeine Rücklage erhöht. Das 
Eigenkapital erhöht sich um diesen Betrag. 
  

I 
Bekanntmachungen des  

Oberbürgermeisters 
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§ 5 

 
Kredite zur Liquiditätssicherung 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 900.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Steuersätze 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2019 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
      (Grundsteuer A) auf  337,50 v.H. 
1.2 für die Grundstücke  
      (Grundsteuer B) auf  675,00 v.H. 
2.   Gewerbesteuer auf  480,00 v.H. 
 
(Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden durch besondere Hebesatzsatzung festgelegt, insoweit hat die Angabe der Steuersätze in 
der Haushaltssatzung nur deklaratorische Bedeutung). 
 

§ 7 
 

Haushaltssanierungsplan 
 

Die Stadt Gelsenkirchen nimmt an der zweiten Stufe des Stärkungspaktes Stadtfinanzen teil. Nach § 6 Abs. 1 des Stärkungspaktgesetzes ist 
ein Haushaltssanierungsplan aufzustellen. Der Haushaltssanierungsplan bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. Die Genehmi-
gung soll nach § 6 Abs. 4 des Stärkungspaktgesetzes nur erteilt werden, wenn aus dem Haushaltssanierungsplan hervorgeht, dass der Haus-
haltsausgleich mit Konsolidierungshilfe seit 2018 und ohne Konsolidierungshilfe spätestens in 2021 erreicht wird. Dies ist im Prognosezeitraum 
des Haushaltssanierungsplans 2019 der Fall. 

 
§ 8 

 
Kredite im Rahmen des zentralen Schuldenmanagements 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, die für Investitionsmaßnahmen der städtischen eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen, Mehrheitsbeteiligungen 
und Eigengesellschaften rentierlich aufgenommen werden dürfen, wird auf 
 60.000.000 EUR  
festgesetzt. 
 
Die Weiterleitung erfolgt zu marktüblichen Konditionen. Etwaige Zinsaufschläge verbleiben bei der Kernverwaltung. 
 

§ 9 
 

Kredite für das Förderprogramm Gute Schule 2020 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, die für Maßnahmen aus dem Förderprogramm „Gute Schule 2020“ aufgenommen werden dürfen, wird auf 
 
 11.870.000 EUR 
festgesetzt. 
 
Zins- und Tilgungsleistungen werden vom Land NRW getragen. 

 
§ 10 

 
Stellenplan 

 
Soweit im Stellenplan Stellen als künftig wegfallend (kw) oder künftig umzuwandeln (ku) bezeichnet werden, hat das nachstehend aufgeführte 
Rechtsfolgen: 
 

1. kw-Vermerke 
1.1    Ist ein bei einer Organisationseinheit angebrachter kw-Vermerk mit einem 

 Termin versehen, so fällt eine entsprechend bewertete Stelle zu diesem Zeitpunkt weg. 
 

1.2    Ist kein Termin angegeben, so entfällt die nächste freiwerdende und entsprechend bewertete Stelle in der Organisationseinheit, 
 wenn die Aufgaben entfallen sind oder durch Umorganisation bewältigt werden können. 

 
2. ku-Vermerke 

  Ist an einer Planstelle ein ku-Vermerk angebracht, so ändert sich die Bewertung dieser Stelle bei Freiwerden der Stelle auf den  
  angegebenen ku-Wert. 

 
§ 11 

 
Abgrenzungs- und Zuständigkeitsregelungen 

 
(1) Als erheblich im Sinne des § 81 Abs. 2 Nr. 1 GO NRW gilt ein Fehlbetrag, der 3 v.H. des Gesamtauszahlungsvolumens des laufenden 
Haushaltsjahres übersteigt. 
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(2) Als erheblich sind bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen im Sinne des § 81 Abs. 2 Nr. 2 GO NRW 
anzusehen, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 1 v.H. des Gesamtauszahlungsvolumens übersteigen. 
 
(3) Als geringfügig im Sinne des § 81 Abs. 3 GO NRW gelten Investitionen und Instandsetzungen an Bauten bis zu einem Betrag von 1 v.T. des 
Gesamtauszahlungsvolumens. 
 
(4) Über- oder außerplanmäßige Aufwendungen gelten als erheblich im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW, wenn sie bei einer Planermächtigung 
eines Teilergebnisplanes den Betrag von 1 v.T. des Volumens aller ordentlichen Aufwendungen des Gesamtergebnisplanes übersteigen. 
 
(5) Über- oder außerplanmäßige Auszahlungen (konsumtiver Bereich) gelten als erheblich im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW, wenn sie bei 
den zu einem Zahlungsbudget zusammengefassten Auszahlungen eines Vorstandsbereiches den Betrag von 1 v.T. des Gesamtauszahlungs-
volumens übersteigen. 
 
(6) Über- oder außerplanmäßige Auszahlungen (Bereiche Investitionen und Finanzierungstätigkeit) gelten als erheblich im Sinne des § 83  
Abs. 2 GO NRW, wenn sie bei einer Finanzposition einer Maßnahme (Finanzstelle) den Betrag von 1 v.T. des Gesamtauszahlungsvolumens 
übersteigen. 
 
(7) Für über- oder außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen gem. § 85 Abs. 1 GO gilt in Anlehnung an die Regelungen für über- und 
außerplanmäßige Auszahlungen je Maßnahme eine Erheblichkeitsgrenze von 1 v.T. des Gesamtauszahlungsvolumens. 
 

§ 12 
 

Budgetierung 
 
Im Ergebnishaushalt werden innerhalb eines Vorstandsbereiches sämtliche Aufwendungen der nachfolgend genannten Bereiche zu einem 
Budget (Vorstandsbereichsbudgets) zusammengefasst:  
 

- Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
- Transferaufwendungen  
- Sonstige ordentliche Aufwendungen mit Ausnahme der Aufwendungen für Festwerte 
- Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen/ Einzelverrechnungen 

 
Die mit einem Zweckbindungsvermerk versehenen Aufwendungen sind nicht Bestandteil der Budgets. Ebenso wird die Produktgruppe 6101 - 
Zentrale Finanzwirtschaft - keinem Budget zugeordnet. 
 
Für die städtischen eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen, Beteiligungen und Eigengesellschaften (Vorstandsbereich des Oberbürgermeisters) 
und den ÖPNV (VRR Umlage für Inanspruchnahme; Vorstandsbereich 6) werden eigenständige Budgets gebildet (Sonderbudgets). 
 
Alle genannten Aufwandsermächtigungen innerhalb eines Vorstandsbereichsbudgets oder Sonderbudgets sind gegenseitig deckungsfähig. 
 
Alle einem Stadtbezirk zugeordneten Aufwendungen innerhalb eines Budgets bilden das Unterbudget dieses Bezirkes. Verschiebungen sind 
ausschließlich innerhalb dieses Unterbudgets zulässig. 
 
Für Personalaufwendungen wird ein eigenständiges Budget gebildet. 
 
Im Finanzhaushalt werden innerhalb eines Vorstandsbereiches sämtliche Auszahlungen der nachfolgend genannten Bereiche zu einem 
Budget (Vorstandsbereichsbudgets) zusammengefasst: 
 

- Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 
- Transferauszahlungen 
- Sonstige Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 
Auszahlungen in Zusammenhang mit Aufwendungen, die mit einem Zweckbindungsvermerk versehen sind, sind nicht Bestandteil der Budgets. 
Ebenso wird die Produktgruppe 6101 - Zentrale Finanzwirtschaft - keinem Budget zugeordnet. 
 
Für die städtischen eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen, Beteiligungen und Eigengesellschaften (Vorstandsbereich des Oberbürgermeisters) 
und den ÖPNV (VRR Umlage für Inanspruchnahme; Vorstandsbereich 6) werden eigenständige Budgets gebildet (Sonderbudgets). 
 

§ 13 
 

Besonderer Deckungsvermerk 
 

Bei allen Finanzstellen sind die Finanzpositionen 782600 (Erwerb von beweglichen Sachen des Anlagevermögens oberhalb der Wertgrenze 
von 410 EUR) und 782700 (Erwerb von beweglichen Sachen des Anlagevermögens unterhalb der Wertgrenze von 410 EUR) innerhalb der 
jeweiligen Finanzstelle gegenseitig deckungsfähig. 
 

------------------------------- 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die Haushaltssatzung der Stadt Gelsenkirchen für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Rat der Stadt hat am 13.12.2018 die Haushaltssatzung der Stadt Gelsenkirchen für  das Haushaltsjahr 2019 beschlossen, Drucksache Nr. 
14-20/6631. 
 
Auf die Anzeige der Stadt Gelsenkirchen vom 17.12.2018 hat die Kommunalaufsicht mit Verfügung vom 01.04.2019, Aktenzeichen 31.1.11.02-
011/2018.0001 folgende Entscheidung getroffen: 
 

- Der Haushalt 2019 wird zur Kenntnis genommen. 
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- Der Haushaltssanierungsplan 2019 wird gemäß § 6 Abs. 2 Stärkungspaktgesetz genehmigt. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen wird gemäß § 80 Absatz 6 in Verbindung mit § 96 Absatz 2 Satz 2 GO NRW ab dem 08.04.2019 bis 
zur Feststellung des Jahresabschlusses 2019 in den Räumen der Stadtkämmerei, Hans-Sachs-Haus, Ebertstr. 11, Zimmer 415, 45879 Gelsen-
kirchen, zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Einsichtszeiten bei der Stadtkämmerei: 
 

Montag bis Donnerstag von 8.30 Uhr bis 15.30 Uhr

Freitag von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen die vorstehende 
Satzung/Verordnung nach Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gelsenkirchen, 08. April 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister  

(Siegel) 
 
 
Satzung für die Feuerwehr der Stadt Gelsenkirchen (Feuerwehrsatzung - FwS) 
vom 10.04.2019 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat in seiner Sitzung am 28.03.2019 aufgrund der derzeit geltenden Fassungen 
 
a) der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994  

(GV. NRW. S. 666) und 
 
b) der §§ 7, 8, 20 Abs. 2, 21 Abs. 3 und 22 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 

vom 17.12.2015 (GV. NRW. S. 886) 
 
folgende Satzung beschlossen: 
 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 Öffentliche Feuerwehr 
 
(1) Die Stadt Gelsenkirchen, nachfolgend „Stadt“ genannt, unterhält gemäß §§ 7 und 8 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung 

und den Katastrophenschutz als Pflichteinrichtung eine öffentliche Feuerwehr, nachfolgend „Feuerwehr“ genannt. 
 
(2) Die Feuerwehr besteht aus der Berufsfeuerwehr (BF) und der Freiwilligen Feuerwehr (FF) einschließlich der Jugendfeuerwehr (JF). Diese 

bilden gemeinsam eine organisatorische Einheit unter Führung des Leiters/der Leiterin der Berufsfeuerwehr. 
 
§ 2 Aufgaben der Feuerwehr 
 
(1) Die Feuerwehr hat unbeschadet höherrangigen Rechts das Ziel, zum Schutz der Bevölkerung vorbeugende und abwehrende Maß-

nahmen zu gewährleisten 
 

1. bei Brandgefahren (Brandschutz), 
 
2. bei Unglücksfällen oder solchen öffentlichen Notständen, die durch Naturereignisse, Explosionen oder ähnliche Vorkommnisse 

verursacht werden (Hilfeleistung) und 
 
3. bei Großeinsatzlagen und Katastrophen (Katastrophenschutz). 

 
(2) Durch weiteres Ortsrecht können ergänzende Bestimmungen bezüglich dieser und weiterer Tätigkeiten der Feuerwehr, insbesondere 

auch wegen dadurch entstehender Kosten sowie öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Entgelte dafür, getroffen werden. 
 

2. Abschnitt 
Örtlicher Feuerwehrverband 

 
§ 3 Bedeutung eines Feuerwehrverbandes 
 
(1) Die Angehörigen der Feuerwehr haben das grundgesetzlich garantierte Recht, Vereine, Verbände und Vereinigungen zu bilden. 
 
(2) Die Aufgaben eines Feuerwehrverbandes bestehen unbeschadet höherrangigen Rechts in der Betreuung seiner Mitglieder, der Pflege 

der Kameradschaft innerhalb der Feuerwehr und der Tradition der Feuerwehren, der Förderung der Ausbildung und der Mitwirkung bei 
der Brandschutzerziehung und Brandschutzaufklärung. Hierbei leistet ein ehrenamtlicher Feuerwehrverband eine wesentliche Unter-
stützung in der Wahrnehmung der Aufgaben der Gemeinde. 
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§ 4 Unterstützung des örtlichen Feuerwehrverbandes 
 
(1) Unter der Voraussetzung, dass ein örtlicher Feuerwehrverband gemäß § 3 die Interessenvertretung aller Arten der Feuerwehr wahrnimmt, 

wird dessen Arbeit durch die Stadt finanziell unterstützt. 
 
(2) Für jedes aktive ehrenamtliche Mitglied des örtlichen Feuerwehrverbandes werden zum Stichtag 01.01. jeden Jahres 10 Euro pro Jahr für 

die Pflege der Kameradschaft und zur Weiterentwicklung der ehrenamtlichen Tätigkeit gezahlt. 
 

3. Abschnitt 
Verdienstausfall beruflich Selbständiger 

 
§ 5 Regelstundensatz 
 
(1) Beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr und der privaten Hilfsorganisationen erhalten als Ersatz für 

ihren Verdienstausfall, der ihnen durch die Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Lehrgängen und sonstigen Veranstaltungen aufgrund einer 
Anforderung der Stadt entsteht, einen pauschalierten Stundensatz. 

 
(2) Dieser Regelstundensatz wird gezahlt für jede Stunde des durch die Teilnahme entstehenden Verdienstausfalles innerhalb der regel-

mäßigen Arbeitszeit, es sei denn, dass durch die Teilnahme ersichtlich keine finanziellen Nachteile entstanden sind. Die letzte angefan-
gene Stunde wird dabei voll gerechnet. Verdienste, die außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit hätten erzielt werden können, bleiben 
außer Betracht. 

 
(3) Die Höhe des Regelsatzes entspricht dem in der Hauptsatzung der Stadt Gelsenkirchen in der jeweils geltenden Fassung festgelegten 

Regelsatz wegen der Mandatsausübung durch Ratsmitglieder. 
 
§ 6 Verdienstausfallpauschale, Höchstbetrag 
 
(1) Auf Antrag wird vorbehaltlich Abs. 2 anstelle des Regelstundensatzes nach § 5 auf der Grundlage des vom Antragsteller/von der Antrag-

stellerin glaubhaft gemachten Einkommens eine Verdienstausfallpauschale je Stunde gezahlt. 
 
(2) Sieht die Hauptsatzung der Stadt Gelsenkirchen in der jeweils geltenden Fassung im Zusammenhang mit der Mandatsausübung durch 

Ratsmitglieder einen Höchstbetrag vor, so darf dieser nicht überschritten werden. 
 

4. Abschnitt 
Auslagenersatz, Aufwandsentschädigung 

 
§ 7 Auslagenersatz 
 
(1) Die ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr haben gemäß § 22 Abs. 1 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und 

den Katastrophenschutz Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen. 
 
(2) Für die Teilnahme an Einsätzen und Übungsabenden erhalten die aktiven ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen für die Hin- und Rück-

fahrt ein Fahrtgeld in Höhe der jeweils gültigen Tarifstufe des öffentlichen Personennahverkehrs, jedoch nur bis maximal Preisstufe B des 
Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr (VRR). 

 
§ 8 Aufwandsentschädigung 
 
(1) Ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehr, die in ihren Funktionen regelmäßig über das übliche Maß hinaus Feuerwehrdienst leisten, 

erhalten für diese besonderen Tätigkeiten eine pauschalierte Aufwandsentschädigung. 
 
(2) Für die aufgeführten Funktionsträger/innen werden für die Wahrnehmung der entsprechenden Aufgaben folgende Aufwandsent-

schädigungen gezahlt: 
 

1. Sprecher/in der Freiwilligen Feuerwehr: 
100 Euro pro Monat, 
 

2. Stellvertretende/r Sprecher/in der Freiwilligen Feuerwehr: 
50 Euro pro Monat, 
 

3. Zug-Führer/in: 
50 Euro pro Monat, 
 

4. Stellvertretende/r Zug-Führer/in: 
25 Euro pro Monat, 
 

5. Gerätewart/in in den Löschzügen: 
25 Euro pro Monat, 
 

6. Jugendgruppenleiter/in: 
25 Euro pro Monat, 
 

7. Stadtjugendfeuerwehrwart/in: 
100 Euro pro Monat, 
 

8. Stellvertretende/r Stadtjugendfeuerwehrwart/in: 
50 Euro pro Monat, 
 

9. Schriftführer/in Jugendfeuerwehr: 
25 Euro pro Monat. 
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(3) Der örtliche Feuerwehrverband erhält folgende Aufwandsentschädigungen: 
 

1. für die Geschäftsführung: 
2.000 Euro pro Jahr, 
 

2. für die Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Brandschutzerziehung und Brandschutzausbildung gemäß § 3 Abs. 2: 
2.500 Euro pro Jahr. 

 
§ 9 Ausschließlichkeit 
 
Mit den in §§ 7 und 8 genannten Zahlungen sind alle weiteren persönlichen Aufwendungen und Auslagen der ehrenamtlichen Feuerwehrange-
hörigen und ihrer Funktionsträger/innen abgegolten. 
 

5. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 
§ 10 Geltung höherrangigen Rechts 
 
Soweit eine Regelung bezüglich der Feuerwehr unmittelbar durch höherrangiges Recht, insbesondere das Gesetz über den Brandschutz, die 
Hilfeleistung und den Katastrophenschutz, erfolgt, wird dieses angewendet, ohne dass es einer Verweisung in dieser Satzung darauf bedarf; in 
dieser Satzung enthaltene Verweisungen sind insoweit auch nicht abschließend. 
 
§ 11 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft. Gleichzeitig treten 
 
1. die Satzung der Stadt Gelsenkirchen über den Ersatz des Verdienstausfalles von beruflich selbständigen ehrenamtlichen Angehörigen 

der Freiwilligen Feuerwehr und der privaten Hilfsorganisationen vom 10.12.1998 und 
 
2. die Satzung der Stadt Gelsenkirchen über Auslagenersatz, Aufwandsentschädigungen und Förderung der Tätigkeit für ehrenamtliche 

Angehörige der Feuerwehr vom 13.02.2002 
 
außer Kraft. 
 

- - - - - - - - - - - - - - - - - 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gelsenkirchen, 10. April 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 

(Siegel) 
 
 
Referat 2 (Rat und Verwaltung)  
 
Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis der Stadt Gelsenkirchen und über die Erteilung von Wahl-
scheinen für die Wahl zum Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 für die Stadt Gelsenkirchen, das nach dem Stand vom 

14. April 2019 aufgestellt ist, wird in der Zeit vom 6. Mai 2019 bis 10. Mai 2019 zu den nachfolgend aufgeführten Zeiten für Wahlberech-
tigte zur Einsichtnahme bereitgehalten: 
 
Montag bis Mittwoch, 6. bis 8. Mai 2019, jeweils von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr,  

  
Donnerstag, 9. Mai 2019, von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 

  
Freitag, 10. Mai 2019, von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

  
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist an einem Datensichtgerät (PC) möglich und 
erfolgt in den Wahlscheinstellen Horster Straße 6 und Ebertstraße 11 (Atrium des Hans-Sachs-Hauses). 

  
Während der Einsichtsfrist kann jede oder jeder Wahlberechtigte die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer oder seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern eine Wahlberechtigte/ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständig-
keit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat sie/er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldege-
setzes eingetragen ist. 
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Die Wahlscheinstellen sind barrierefrei. 
  

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 6. Mai 2019 bis 10. Mai 2019, spätestens am  

10. Mai 2019, bis 16.00 Uhr bei der Stadt Gelsenkirchen in den Wahlscheinstellen Horster Str. 6 und Ebertstraße 11 (Atrium des Hans-
Sachs-Hauses) Einspruch einlegen.  

 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 5. Mai 2019 eine Wahlbenachrichtigung. 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 
einlegen, um die Gefahr zu vermeiden, das Wahlrecht nicht ausüben zu können. 

  
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunter-
lagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

  
Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in der Stadt Gelsenkirchen durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum oder durch 
Briefwahl teilnehmen. 

 
Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis der Stadt Gelsenkirchen eingetragen sind, können Wahlscheine und Briefwahlunterlagen 
mündlich oder schriftlich beantragen. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige 
dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig. 
 

4. Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 
 
4.1 in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte, 
 
4.2 nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte 
 
 a) wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis, bei  
   Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung bis 
    zum 5. Mai 2019 oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung bis 
   zum 10. Mai 2019 versäumt haben. 
 
 b) wenn die Berechtigung auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist, bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der  
   Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17 a Abs. 2 der Europawahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 21  
   Abs. 1 der Europawahlordnung, entstanden ist. 
 
 c) wenn das Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver- 
   zeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
 
Wahlscheine und Briefwahlunterlagen können vom 29. April 2019 bis zum 24. Mai 2019 in den Wahlscheinstellen Horster Str. 6 und 
Ebertstraße 11 (Atrium des Hans-Sachs-Hauses), wie folgt beantragt und abgeholt werden: 
 
montags bis mittwochs und freitags    8.00 Uhr – 16.00 Uhr, 
donnerstags        8.00 Uhr – 18.00 Uhr, 
samstags, 4., 11. und 18. Mai 2019  10.00 Uhr – 12.00 Uhr, 
Freitag, 24. Mai 2019      8.00 Uhr – 18.00 Uhr. 
 
Beantragt werden können Wahlscheine und Briefwahlunterlagen auch in den Bürgercentern 
 
Rathaus Buer, Goldbergstr. 12, 
Cranger Str. 262, 
Vorburg Schloss Horst, Turfstr. 21. 
Eine Aushändigung von Briefwahlunterlagen kann jedoch nur in den Wahlscheinstellen Horster Str. 6 und Ebertstraße 11 (Atrium des 
Hans-Sachs-Hauses) erfolgen, da nur dort die dafür nötigen Wählerverzeichnisse ausliegen. 
 
Auf der Rückseite der Wahlbenachrichtigung befindet sich ein Antragsvordruck zur Erteilung eines Wahlscheins und von Briefwahl-
unterlagen. 
 
Im Falle einer durch Attest nachzuweisenden plötzlichen Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, beim Wahlamt im Hans-Sachs-Haus, 
Zimmer 541, Ebertstraße 11, 45879 Gelsenkirchen, gestellt werden. 
 
Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 
 
Versichern Wahlberechtigte glaubhaft, dass der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann bis zum Tag vor der Wahl,  
12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 4.2 Buchstabe a) - c) angegebenen Gründen den 
Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass sie/er dazu 
berechtigt ist. Dies gilt auch für Ehegatten und Verwandte. Eine wahlberechtigte Person mit einer körperlichen Beeinträchtigung kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
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Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zum Empfang der 
Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor der Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 
5. Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag nicht eindeutig, dass Wahlberechtigte vor einem Wahlvorstand wählen wollen, so erhalten sie 

mit dem Wahlschein zugleich 
 
- einen amtlichen Stimmzettel, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag 
- einen amtlichen, mit der Anschrift des Stadtwahlleiters versehenen roten Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Bei der Briefwahl müssen die Wähler den roten Wahlbrief mit dem darin befindlichen Stimmzettel (im verschlossenen blauen Stimm-
zettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig an das Wahlamt der Stadt Gelsenkirchen senden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform ausschließlich von der Deutschen 
Post AG unentgeltlich befördert.  
 
Er kann auch beim Wahlamt abgegeben oder in den Hausbriefkasten geworfen werden.  
 
Die Abgabe des Wahlbriefes in einem Wahlraum ist nicht zulässig. 
 
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Wahlbriefe, die am Freitag vor dem Wahlsonntag (24. Mai 2019) nach der 
jeweils letzten Briefkastenleerung der Deutschen Post AG eingeworfen werden, unter Umständen der Stadt Gelsenkirchen nicht mehr 
rechtzeitig zugestellt werden können. Die verspätete Zustellung führt zur Zurückweisung dieser Briefwahlstimmen. 

 
Gelsenkirchen, 4. April 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 08. April 2019 

I. A. Sch lü ter   
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 08. April 2019 

I. A. Sch lü ter   
  



Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2019 – Nr. 16/18. April 2019  391 

Referat 10 (Personal und Organisation)  
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Gelsenkirchen, 09. April 2019 

I. A. W agner   
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Referat 30 (Recht - Fundbüro) 
 
Fundsachen 
 
Dem Referat 30 - Recht (Fundbüro) wurden in der Zeit vom 01.01.2019 bis 31.03.2019 folgende Fundsachen übergeben oder gemeldet: 
 
u. a. Handys, diverse Dokumente, Schmuck, Geldbörsen, Taschen, Fahrräder, Brillen, Notebook, CD-Player, Kochbuch etc. 
 
Die Eigentümer können ihre Rechte bei den zuständigen Fundbüros geltend machen. Mit Ablauf von sechs Monaten nach Anzeige des Fundes 
erlöschen die Rechte des Verlierers. 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter im Rathaus Buer 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter in der Vorburg Schloss Horst 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter im Hans-Sachs-Haus 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter an der Cranger Straße 262 
 
Für eine Vorsprache in den Bürgercentern ist eine Terminvereinbarung notwendig. Termine können gebucht werden online unter 
www.gelsenkirchen.de, persönlich vor Ort in einem der Bürgercenter oder telefonisch unter 0209/169-2100. 
 
Außerdem sind die Fundsachen im Internet unter www.gelsenkirchen.de veröffentlicht. 
 
Gelsenkirchen, 10. April 2019 

I. A. Schumacher  
 
 
Referat 33 (Bürgerservice) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Personen wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Asuman Öztüfekci, 
zuletzt bekannte Anschrift: Holbeinstr. 5, 45883 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 27.03.2019 und 02.04.2019 
 
Petra Budny, 
zuletzt bekannte Anschrift: Kemnader Str. 307, 44797 Bochum 
Bescheide vom 02.04.2018 und 09.04.2018 
 
Uwe Heinz Sommer, 
zuletzt bekannte Anschrift: Heihoffsweg 13, 45896 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 18.03.2019 und 28.03.2019 
 
Theofilos Fanteev 
zuletzt bekannte Anschrift: Kerkhofsweg 35, 45896 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 13.03.2019 und 22.03.2019 
 
Vorgenannte Bescheide können beim Referat 33 - Bürgerservice, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang 
genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 10. April 2019 

I. A. Borut ta  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Bekanntmachungen anderer Behörden und 

Körperschaften des öffentlichen Rechts II 

http://www.gelsenkirchen.de/
http://www.gelsenkirchen.de/


Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2019 – Nr. 16/18. April 2019  395 

 
 
 
 
 
 
 
 
GELSENKANAL 
 
Bekanntmachung  
 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 12.07.2018 wie folgt beschlossen: 
 

a) für den Betriebsausschuss GELSENKANAL 
 
Die Betriebsleitung von GELSENKANAL wird für das Geschäftsjahr 2017 entlastet. 
 

b) für den Rat der Stadt Gelsenkirchen 
 
Der Rat der Stadt stellt den Jahresabschluss von GELSENKANAL für das Geschäftsjahr 2017 fest und entlastet den Betriebsausschuss. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht werden bis zur Fertigstellung des nächsten Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW hat am 20.03.2019 den nachfolgend dargestellten abschließenden Vermerk erteilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung 
und den Lagebericht der GELSENKANAL, eigenbetriebsähnliche Einrichtung der Stadt Gelsenkirchen, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Einrichtung. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Einrichtung sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss der GELSENKANAL, eigen-
betriebsähnliche Einrichtung der Stadt Gelsenkirchen für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 den gesetzlichen Vor-
schriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Einrichtung und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Herne, den 20.03.2019 
 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Thomas S ieger t  
 
Gelsenkirchen, 02. April 2019 
 

I. A. Ontyd                I. A. S tachowiak  
 
 
 
  

Sonstige  

Bekanntmachungen III 
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gkd-el (Gelsenkirchener Kommunale Datenzentrale Emscher-Lippe) 
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Gelsenkirchen, 08. April 2019 

I. A. Rehm   
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Ruhestand: 
1. Januar 2019: Marion Kauer, Beschäftigte (Gelsenkirchener Kindertagesbetreuung),  
1. April 2019: Bärbel Böhmer, Beschäftigte (Integrationscenter für Arbeit Gelsenkirchen - Das Jobcenter)) 
 
 
 
 
 
 

 
Herausgegeben von der Stadt Gelsenkirchen - 71. Jahrgang.  
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Personalnachrichten IV 
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